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Lohnniveau Für 2022 fordert der
Schweizerische Gewerkschafts-
bund (SGB) 2 Prozent oder
100 Franken mehr Lohn in allen
Branchen. Die Wirtschaft sei
wieder auf Vor-Pandemie-
Niveau. Nach den grossen An-
strengungen in der Covid-
19-Pandemiemüssten dieArbeit-
nehmerinnen undArbeitnehmer
nun am Aufschwung teilhaben.

Die überwiegende Mehrheit
derBranchenbefinde sich in einer
günstigen Lage, wie der SGB
gestern feststellte. Die Unter-
nehmensgewinne sprudelten.Die
Teuerung beläuft sich in den
MonatenderLohnverhandlungen
auf etwa ein Prozent odermehr.

Nach Jahren der stagnierenden
Löhne ist für die dem SGB ange-
schlossenen Gewerkschaften ein
Nachholbedarf ausgewiesen.Die
Lohnerhöhungen von 2 Prozent
oder 100 Franken imMonat seien
zum einen durch die Inflation
gerechtfertigt und zum anderen
durch die Notwendigkeit, Pro-
duktivitätssteigerungen in den
Reallöhnenwiderzuspiegeln.

Einsatz während Pandemie
soll honoriert werden
Während der Pandemie hätten
dieArbeitnehmenden einengros-
sen Teil der durch die Pandemie
verursachtenUnsicherheiten ge-
tragen. Dieser Einsatz müsse bei

denLohnverhandlungen für2022
berücksichtigtwerden,verlangte
SGB-Präsident Yves Maillard
gemäss Communiqué. «Ange-
sichts steigender Lebenshal-
tungskosten und um die Nach-
frage zuunterstützen,müssendie
Einkommen der Arbeitnehmen-
den erhöht werden», sagte er.

SGB-Chefökonom Daniel
Lampart hielt fest, die Krisen-
massnahmen hätten ihre Wir-
kung entfaltet. Bereits vor der
Pandemie habe es einen Lohn-
rückstandgegeben.DieReallöhne
seien in der Erholungsphase
2017/18 nicht gestiegen, die Fir-
mengewinne und die Produkti-
vität dagegen gewachsen. Da in

der zweitenHälfte 2021 und 2022
mit einemWachstumzu rechnen
ist, haben viele Branchen Spiel-
raum für höhere Löhne.

Besonders grossen Bedarf für
eine Erhöhung ortet derGewerk-
schaftsbund bei den niedrigsten
Löhnen. SeinenAngaben zufolge
stiegen in den Gesamtarbeits-
verträgen die Durchschnitts-
löhnewährend der letzten Jahre
stärker als die Mindestlöhne.

Weitermüssten die Berufe, die
vorwiegendvon Frauen ausgeübt
würden, ernsthaft aufgewertet
werden. Das gilt laut SGB na-
mentlich für das Gesundheits-
wesen mit seinen niedrigen
Löhnen. (sda)

Gewerkschaftsbund fordert zwei Prozent mehr Lohn in allen Branchen

Austritt Nicolas Rimoldi, Grün-
der der gegen die Corona-Mass-
nahmen kämpfenden Gruppe
Mass-Voll, tritt aus der FDP aus.
Der Partei-Delegierte reagiert
damit auf die Ankündigung der
Liberalen, eine Ausweitung des
Covid-Zertifikats zu unterstüt-
zen. Die FDP sei keine liberale
Partei mehr, schrieb Rimoldi
gestern auf Twitter. Er werde
austreten und somit auch von
seinem Amt als Delegierter der
FDP Schweiz zurücktreten. Der
1995 geborene Rimoldiwar einst
Vizepräsident der Luzerner Jung-
freisinnigen. (sda)

«Die FDP ist nicht
mehr liberal»

Stellenabbau Im Zuge der Spar-
massnahmen streicht Radiotele-
visione Svizzera (RSI) 45Vollzeit-
stellen, wie das Unternehmen
gestern mitteilte. 11 Stellen hät-
ten durch natürliche Fluktua-
tionen abgebautwerden können.
34weiteremüsstenbis Ende 2022
gestrichen werden. Die Spar-
massnahme seiTeil eines «Trans-
formationsprozesses» von RSI,
wird Direktor Mario Timbal zi-
tiert. Bis 2024 muss die SRG SSR
insgesamt 250 Stellen einsparen.
RSI müsse bis zu diesem Zeit-
punkt 8 Millionen Franken spa-
ren, heisst es weiter. (sda)

Tessiner Radio und
Fernsehen spart

Philipp Felber-Eisele

Die Ungleichheit wird derzeit
überall auf derWelt breit
diskutiert, stossende Beispiele
gibt es zuhauf. Auf der einen
Seite stehen Milliardäre wie Jeff
Bezos, die dasWeltall zu ihrem
neuen Spielplatz auserkoren
haben. Auf der anderen Seite
dessen Angestellte bei Amazon,
die teilweise unter prekären
Bedingungen den E-Com-
merce-Boom schultern.

Das ist die globale Sicht. Aber
auch hierzulande gibt es Unter-
schiede in Einkommen und
Vermögen. Und gerade die
weniger gut Situierten gehören
zu den Verliererinnen und
Verlierern der Covid-Krise.

Von daher kommt die 99-Pro-
zent-Initiative eigentlich zur
richtigen Zeit. Die Juso bedie-
nen perfekt die eigene Klientel:
wir, die Kämpfer für Gerechtig-
keit und für die kleinen Leute,
gegen das Grosskapital, die
Bonzen. Dass es dafür Applaus
aus den eigenen Reihen gibt, ist
nachvollziehbar. Nachvollzieh-
bar ist zudem das Anliegen,
die Verteilung von Einkommen
und Vermögen in der Schweiz
kritisch zu beleuchten.

Die Juso wollen mit ihrer
Initiative den Reichtum in der
Schweiz stärker umverteilen.
Dies soll möglich werden,
indem Einkünfte aus dem
Einsatz von Kapital höher
besteuert werden als Ein-
kommen aus herkömmlicher
Erwerbsarbeit. Die Juso
machen also eine Unterschei-
dung bei der Art des Einkom-
mens. Arbeit ist gut, Ein-
kommen auf Kapital böse: «Wir
arbeiten, Kapital nicht», so die
klassenkämpferische Ansage.

Doch die Initiative hat ein
gröberes Problem: Sie ist eine
Wundertüte. Denn die rele-
vanten Punkte werden nicht
definiert. Es ist nicht klar,
was unter dem Begriff Kapital-
einkommen alles stärker
besteuert werden soll.

Es ist ebenso nicht definiert, ab
welcher Höhe mehr Steuern
bezahlt werden sollen. Und es
ist genauso wenig definiert,
was mit den Mehreinnahmen
passiert.Werden am Ende
wirklich Kitas unterstützt, der

ÖV ausgebaut, Prämienverbilli-
gungen ausgeweitet, wie es
den Juso vorschwebt? Das kann
nicht vorausgesagt werden.

Eine derart schwammig formu-
lierte Initiative bringt grossen
Spielraum bei der Umsetzung
und Unsicherheit für das
Stimmvolk.Wozu genau man Ja
oder Nein sagt, ist schwer zu
verstehen. Es ist zudem anzu-
nehmen, dass das bürgerlich
geprägte Parlament die Ini-
tiative zurechtstutzen würde.

Werden am Ende tatsächlich
nur die Reichsten der Reichen
stärker besteuert? Die Fragen,

wer denn wirklich betroffen ist
und wohin das Geld fliesst,
lassen sich erst beantworten,
wenn das Parlament im Falle
einer Annahme die Umsetzung
beschlossen hat.

Das ist ein schwerer Konstruk-
tionsfehler der Initiative. Allein
deshalb sollte sie nicht ange-
nommen werden. Und selbst
wenn man diese gravierenden
Mängel ausblendet, gibt es
Argumente, die gegen das
Vorhaben sprechen. Geschaffen
würde eine neue Ungerechtig-
keit. Mit der erhöhten Besteue-
rung wird das Prinzip der
wirtschaftlichen Leistungs-

fähigkeit als Grundlage fürs
Steuerzahlen geritzt.

Eines der Hauptargumente
der Juso ist die wachsende
Ungleichheit. Aber: Die
Ungleichheit bei Vermögen und
Einkommen hat in den letzten
Jahren zwar zugenommen,
allerdings nur wenig.
Was stimmt: Es gibt grosse
Unterschiede bei Einkommen
und Vermögen.

Beim Einkommen liegt die
Schweiz punkto Ungleichheit
in Europa im Mittelfeld. Beim
Vermögen sind die Unter-
schiede deutlich grösser. Doch

die Umverteilungsmecha-
nismen in der Schweiz funk-
tionieren gut.Weniger gut
Situierte werden unterstützt.

Es ist erstaunlich, dass die Juso
in einem ihrer Kernthemen
eine derart vage formulierte
Vorlage präsentieren. Sie ver-
hindern selber eine ernsthafte
Debatte über Verteilgerechtig-
keit. Nun wird über mögliches
Leid der KMU oder der Start-
up-Szene diskutiert. Solche
Diskussionen, die am Anliegen
der Juso vorbeigehen, hätten
die Juso mit einer klareren
Formulierung der Initiative
leicht verhindern können.

Diese Initiative ist zu wenig durchdacht
Leitartikel Mit der 99-Prozent-Initiative wollen die Jungsozialisten den Reichtum in der Schweiz stärker umverteilen.
Das Anliegen ist nachvollziehbar. Doch das Volksbegehren weist schwerwiegende Konstruktionsfehler auf.

Wozu genauman
nun Ja oder Nein
sagt, ist schwer
zu verstehen.

Die 99-Prozent-Initiative wurde im April 2019 in Bern eingereicht: Mitglieder der Juso präsentieren die Schachteln mit den Unterschriften. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)
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Noch vor einer Woche hat Alain
Berset darauf verzichtet, doch
nun hat er eine Kehrtwende voll
zogen. Der Gesundheitsminister
beantragt dem Bundesrat die
Einführung derZertifikatspflicht
für Restaurants, Fitnesscenter
und Veranstaltungen.

Die Massnahme läutet eine
neue Phase in der Pandemie
bekämpfung ein. Künftig sollen
nur noch Leute Zutritt zu diesen
Einrichtungen erhalten, die ent
wedergeimpft, genesenoderzeit
nah getestet worden sind. Nach
weisenmüssen sie dasmit einem
offiziellen CoronaZertifikat auf
dem Handy oder auf Papier.
Bundesratsnahe Personen be
stätigen entsprechende Online
berichte. Bereits die «Sonntags
Zeitung» hatte berichtet, dass
Alain Berset die Ausweitung der
Zertifikatspflicht vorbereitet.

Der Bundesrat wird den Antrag
am Mittwoch beraten. In Kraft
setzenwill Berset die neueMass
nahme am nächsten Montag,
13. September. Er begründet sein
Umdenken laut zuverlässigen In
formationen mit der sehr ange
spanntenSituation auf den Inten
sivpflegestationen, die sich seit
letzterWochenochverschärft hat.

Die Verschärfungen und
Erleichterungen imDetail
Die Grundzüge der neuen Mass
nahmen sind bereits bekannt,
seitdem der Bundesrat sie vor
zweiWochen in eineKonsultation
geschickt hat. InmehrerenPunk
ten hat Berset die Vorlage jedoch
angepasst und präzisiert:

1 Bussen für Schummler
Neu eingefügt hat das Departe
ment Berset eine Strafbestim

mung: Wer schummelt und sich
vorsätzlich der Zertifikatspflicht
entzieht, sollmit einerOrdnungs
busse von 100 Franken bestraft
werden. Ein Polizist oder eine
Polizistin kann die Busse vor Ort
unbürokratischverhängen.Aller
dings können ZertifikatTrickser
auch härter bestraft werden:
Generelle Strafbestimmungen
(etwa für Urkundenfälschung)
bleiben zusätzlich anwendbar.

2 Vereinfachungen
für Fitnesscenter
Eine administrative Erleichte
rung plant das Departement
Berset für Fitnesscenter: Diese
sollen das Zertifikat von ihren
Stammgästen nicht bei jedem
Eintritt verlangen müssen. Sie
können in ihrer Kundendaten
bank einen entsprechendenVer
merk machen und müssen bei

den Kunden erst dann wieder
nachfragen, wenn die Gültig
keitsdauer des entsprechenden
Zertifikats abgelaufen ist.

3 Zertifikatsfrei bis 50 Leute
Von der Zertifikatspflicht ausge
nommenwerden sollen religiöse
Veranstaltungen, Bestattungen
sowie politische Anlässe bis
maximal 50 Personen. Das hatte
Berset schon vor zwei Wochen
so vorgeschlagen.Damals schlug
er jedoch noch eine Obergrenze
von 30 Personen vor.

In derVorlage drin bleibt auch
dieMöglichkeit, dassArbeitgeber
von ihren Angestellten das Zer
tifikat verlangen dürfen – jedoch
nicht generell, sondern nur,
wenn gewisse Bedingungen er
füllt sind.

Die Zertifikatspflichtwird vo
raussichtlich fast alle Bereiche

des öffentlichen Lebens be
treffen und vor allem in den
Innenbereichen derGastronomie
gelten sowie beiVeranstaltungen
in Innenräumen.

Ein Zertifikat bräuchte es
nach einemBundesratsentscheid
vomMittwoch auch fürMuseen,
Zoos, Fitnesscenter, Kletter
hallen, Hallenbäder, Aquaparks,
Thermalbäder,Billardhallen oder
Casinos. Ausgenommen sind
Orte, die ausschliesslichAussen
bereiche umfassen.

Bis gesternNachmittagwaren
von anderen Departementen
noch keine Gegenanträge und
Mitberichte eingegangen. Be
kannt ist aber, dass sich die SVP
Bundesräte Ueli Maurer (Fi
nanzen) undGuyParmelin (Wirt
schaft) gegendieZertifikatspflicht
wehren. Sie befürchten zusätz
liche Ausgaben für Entschädi

gungen,einenurschleppendeEr
holung derWirtschaft und damit
sinkende Steuereinnahmen.

Die Bettenbelegung in den
Spitälern ist entscheidend
Berset zeigte sich zuletzt er
schüttert über die gestiegene
Belegung von Spitalbetten. Die
se Zahlen sind gemäss früheren
Verlautbarungen Bersets ent
scheidend für denMassnahmen
katalog der Regierung.

Der Druck auf die Intensiv
stationen dürfte in den nächsten
Tagen noch weiter zunehmen.
Denn im Ausland warten rund
80 CovidErkrankte mit Wohn
sitz in der Schweiz auf die Ver
legung auf eine Intensivstation
in der Schweiz.

Markus Häfliger, Beni Gafner
und Markus Brotschi

Trickser müssen 100 Franken Busse zahlen
Kehrtwende bei Massnahmen Gesundheitsminister Alain Berset will ab Montag eine erweiterte Zertifikatspflicht einführen.

Hans Brandt

Der Kanton Neuenburg meldete
gestern: 22 Schulklassen sind
derzeit in Quarantäne. In den
letzten drei Wochen, seit Beginn
des Unterrichts nach den Som
merferien, seien dort 267 Kinder
im Vor und Grundschulalter
positiv getestet worden.

In Lenzburg AG wurden am
Montag mehr als 600 Schüle
rinnen und Schüler in die Qua
rantäne geschickt – unddasCon
tactTracing des Kantons kommt
bei der grossen Zahl neu ent
deckter Fälle nicht mehr hinter
her. Das repetitive Testen an den
Schulen habe im Vergleich mit
der Zeit vor den Sommerferien
eine 30mal höhere Anzahl an
positiven Mischproben hervor
gebracht, sagt ein Sprecher. «Da
raufwarenwirnichtvorbereitet.»

In Schaffhausen wurden in
einem Lager von zwei sechsten
Klassen 20 von 48 Personen
positiv getestet, wie die «Schaff
hauserNachrichten» gestern be
richteten. «Die CoronaSituation
an den Schulen war noch nie so
schwierig und intensivwie jetzt»,
sagte der zuständige Stadtschul
ratspräsident Christian Ulmer.

Einigung auf Massnahmen
scheint dringend nötig
Besorgt resümierte auch Tanja
Stadler, Präsidentin der wissen
schaftlichen Taskforce des Bun
des, die Lage. Die Schulen seien
von einer Ansteckungswelle er
fasstworden, sagte sie gesternvor
den Medien. Schon vor einem
Monat hatte sie im Interview
mit dieser Zeitung gewarnt, dass
fast alle Kinder mit dem Virus in
Berührung kommenwürden.

Das belegen die offiziellen
Zahlen: Seit Anfang August zeigt
die Infektionskurve für Kinder
unter 10 Jahren steil nach oben.
In der letztenAugustwochewur
dennachBAGAngaben2103Kin
der positiv getestet. Zum Ver
gleich: In der letzten Juliwoche
waren es 187, in der letzten Juni
woche 28.

Die Schutzmassnahmen vari
ieren derweil von Kanton zu
Kanton.Sohat derKantonLuzern
die regelmässigen Tests an

Schulen bis zu den Herbstferien
verlängert. Im Kanton Bern
werden sie nicht mehr durch
geführt. Auch der Kanton Waadt
verzichtet auf allgemeineTests –
und ab Ende Woche auch auf
Masken in Schulen. Der Kanton
Aargauhingegenhat dieMasken
pflicht wieder eingeführt.

«Es ist das Virus, das den
Flickenteppich verursacht, da es
an verschiedenen Orten ver
schieden um sich greift», sagte
die Zürcher Regierungsrätin
Silvia Steiner, Präsidentin der
Konferenz der kantonalen Erzie
hungsdirektorinnen und direk
toren EDK, Ende August dem
SchweizerFernsehen.«Wirhaben
ländliche Zonen, und wir haben
urbane Zentren mit grosser Mo
bilität.Da sind auchunterschied
liche Massnahmen gefragt.»

«Die Pandemie istweder lokal
noch regional», widerspricht
Franziska Peterhans, Zentral
sekretärin des Schweizer Ver
bandes der Lehrpersonen LCH.
«Es wäre für Lehrpersonen und
Schülerinnen und Schüler sehr
hilfreich,wennman sich überdie
Kantonsgrenzen hinweg auf die
wichtigstenMassnahmeneinigen
könnte.»Aber innerhalb derEDK
sei eine Einigung offensichtlich
nicht möglich. «Ich bin ratlos»,
sagt Peterhans.

Prognosen für die nächsten
Monate sind nicht günstig
Und bald kommen die Herbst
ferien. «Ich sehe nicht,warum es
nachdenHerbstferienbesser sein
sollte», so Peterhans. «Viele Fa
milien werden wieder verreisen,
die Situationwird ähnlich sein –
unddann sitzenwir auchnoch in
geschlossenen Räumen.» Sie
drängt darauf, aus den Erfah
rungen der letzten Wochen zu
lernen. Würden die Kantone die
wichtigsten Eckwerte, etwa ein
heitliche Regeln für das Tragen
von Masken oder für das Testen,
gemeinsam festlegen,würde das
allen Beteiligten das Leben deut
lich erleichtern,meint Peterhans.

Der LCH befürwortet regel
mässige Tests, damit habe der
Kanton Graubünden, der sie zu
erst eingeführt hatte, sehr gute
Erfahrungen gemacht. Ebenso

derKantonZug.Und auchGeräte,
die den CO2Gehalt der Luft
messen, müssten dringend ein
geführtwerden.«Luftmessgeräte
sind doch keine Hexerei, wir
hatten das Thema schon vor ei
nem Jahr», sagt Peterhans. «Es
wäre wirklich wichtig, dass wir
jetzt messen könnten.»

Überraschend ist der Anstieg
der Infektionen in den Schulen
nicht: Schon im Juni schrieb das
Bundesamt für Gesundheit BAG
an die Erziehungsdirektorinnen
und direktoren der Kantone,
dass nach den Sommerferien be
sonders die jüngeren Kinder mit

Ansteckungen rechnenmüssten.
«Die Möglichkeit eines Eintrags
(des Virus) in die Schulen ist be
sonders zu Beginn des Schuljah
res hoch», hiess es dort. «Zu
mindest für die ersten drei
Schulwochen» sollten deshalb
alle Schülerinnen und Schüler
und Mitarbeitende der Schulen
regelmässig getestet werden.

Kritiker solcher Massnahmen
weisen darauf hin, dass Kinder
ein sehr geringes Risiko haben,
schweranCovid19 zu erkranken.
Das räumte auch das BAG in
seinem Schreiben ein, fügte aber
hinzu: «Ein schwerer Verlauf
kann jedoch auch bei Kindern
und Jugendlichen nicht aus
geschlossenwerden.» Die Schät
zungen, wie viele Kinder an
CovidLangzeitfolgen leiden,
gehenunterExpertenweit ausei
nander.Rechnetmandamit, dass
2 Prozent der infizierten Kinder
unter Long Covid leidenwerden,
wären von den in der letzten
Augustwoche erkranktenKindern
unter 10 Jahren 42 betroffen.

Lehrkräfte fürchten sich vor demHerbst
Covid im Schulbetrieb Die Corona-Fälle an Schulen nehmen stark zu. Der Verband der Lehrpersonen rechnet
in den kommendenWochenmit noch grösseren Problemen – und stellt Forderungen an die Kantone.

«Die Situation
an den Schulen
war noch nie so
schwierig und
intensiv wie jetzt.»
Christian Ulmer, Schaffhauser
Stadtschulratspräsident

Jeder Kanton hat seine eigenen Massnahmen: Pooltest in der Primarschule Köniz-Buchsee BE. Foto: Nicole Philipp


